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Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich 
namens der Bundesregierung wie folgt: 

Zu 1. 

Die Zuständigkeit des Bundes für gesetzgeberische 
Maßnahmen, die der Verbesserung des Unfallret- 
tungs- und Krankentransportdienstes in der Bundes- 
republik Deutschland dienen, beschränkt sich im we- 
sentlichen auf das in Artikel 74 Nr. 22 GG bezeich- 
nete Gebiet (Straßenverkehr, Kraftfahrwesen, Bau 
und Unterhaltung von Fernverkehrsstraßen). Die 
Bundesregierung bemüht sich jedoch seit langem, im 
Interesse einer bestmöglichen Versorgung der Un- 
fallverletzten, zu der vor allem die sofortige und 
richtige Leistung Erster Hilfe und der sachgemäße 
Transport der Verunglückten zum Krankenhaus ge- 
hören, mit allen mit dieser Aufgabe befaßten Stellen 
zu einer Abstimmung zu gelangen. Hierzu ist in dem 
aus Vertretern des Bundes und der Länder gebilde- 
ten Straßenverkehrssicherheitsausschuß ein beson- 
derer Arbeitskreis „Erstversorgung von Unfallver- 
letzten" gebildet worden. Mit den Ergebnissen sei- 
ner Arbeit wird sich auch die diesjährige 8. Gemein- 
same Verkehrssicherheitskonferenz von Bund und 
Ländexn befassen. Ferner soll der vor kurzem von 
den Bundesministern für Verkehr und Gesundheits- 
wesen gebildete Beirat für Verkehrsmedizin, dem 
Experten für verkehrsmedizinische Fragen aus Wis- 
senschaft und Praxis angehören, die Probleme der 
Unfallbekämpfung und der Ersten Hilfe bei Unfällen 
mit Vorrang erörtern. 

Ein hoher Stand der technischen Ausrüstung, der 
Organisation und der Ausbildung des Personals, der 
den Erfordernissen der Zeit und den Ergebnissen 
der wissenschaftlichen Erkenntnis und der techni- 
schen Entwicklung entspricht, bildet eine der wich- 
tigsten Voraussetzungen für eine wirksame und 
sachgerechte Versorgung der auf die Erste Hilfe und 
den Transport zum Arzt oder Krankenhaus ange- 
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wiesenen Kranken und durch Unfall betroffenen 
Personen. Eine ständige Verbesserung des Rettungs- 
und Transportdienstes unter Abstellung aller vor- 
handenen Mängel hält die Bundesregierung für 
dringend erforderlich, wobei das Schwergewicht 
eindeutig bei den Verkehrsunfällen liegt. Hier 
kommt es im wesentlichen darauf an, daß die Erste 
Hilfe am Unfallort wirksam und ohne Verzug ge- 
leistet wird und die Benachrichtigung des Unfall- 
rettungsdienstes unverzüglich erfolgt, damit der 
Krankenwagen in kürzester Zeit am Unfallort ein- 
trifft und der Transport so sachgemäß vorgenommen 
wird, daß der Kranke oder Verletzte rechtzeitig die 
notwendige Behandlung beim Arzt oder im Kran- 
kenhaus erhält. 

Nicht nur Bund und Länder, sondern auch die auf 
diesem Gebiet tätigen Organisationen, insbesondere 
das Rote Kreuz und Organisationen der Ärzte- 
schaft sowie Wissenschaftler und Sachverständige 
haben sich mit diesem Problem befaßt und Vor- 
schläge für Verbesserungen ausgearbeitet. Da die 
erzielten Fortschritte den notwendigen Erforder- 
nissen noch nicht gerecht werden, müssen die Be- 
mühungen fortgesetzt werden. Dabei muß berück- 
sichtigt werden, daß der finanzielle Aufwand der 
vorgeschlagenen Maßnahmen erheblich und seine 
Deckung schwierig ist. 

Zu den wichtigen Vorschlägen für eine Verbesse- 
rung des Unfallrettungs- und Krankentransport- 
dienstes gehören u. a.: 

1. Erste-Hilfe-Leistung am Unfallort 

Eine Verbesserung könnte dadurch erreicht wer- 
den, daß 

a) die Verkehrsteilnehmer, insbesondere die 
Kraftfahrer über richtiges Verhalten gegen- 
über den Unfallverletzten auf der Straße un- 
terrichtet Werden und über Grundkenntnisse 



in Erster Hilfe verfügen; nadi Möglichkeit 
sollte jeder Führerscheinbewerber eine Aus- 
bildung in Erster Hilfe erhalten; 

b) alle Ärzte in Erste-Hilfe-Maßnahmen bei Un- 
fällen fortgebildet werden; 

c) in jedem Kraftfahrzeug ein Verbandkasten 
mitgeführt wird; 

d) zur Ausstattung der Kraftwagen edler Ärzte, 
der Sreifenwagen der Polizei und aller 
Kranken- und Unfalltransportfahrzeuge ein 
sog. Arztunfallkoffer gehört. 

2. Meide- und Benachrichtigung ssystem zum 
Herbeirufen von Hilfe . 

a) Vermehrte Einrichtung von Notrufsäulen und 
automatischen Fernsprechanschlüssen wie bei 
den Bundesautobahnen; 

b) Einrichtung neuer und Ausbau bestehender 
Unfallmeldestellen; 

c) Ausrüstung der Kranken- und Unfallrettungs- 
wagen mit beweglichen Funkanlagen; 

d) Einrichtung von zentralen Meldestellen (Mel- 
deköpfen) zur Benachrichtigung von Polizei, 
Unfallrettungsdienst, Aufräumdienst, Ärzten 
und Krankenhausbereitschaftsdienst. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzu- 
weisen, daß die Bundespost im Bundesgebiet 
die Voraussetzung für einheitliche Notrufe 
geschaffen hat, und zwar die Nummer 110 für 
die Polizei und die Nummer 112 für die Feu- 
erwehr. Diese Regelung hat sich vor allem 
in größeren Städten und dichtbesiedelten Ge- 
bieten bewährt. 

3. Unfalltransport 

a) Bereitstellung einer ausreichenden Zahl von 
Krankentransportwagen und Arzteinsatzwa- 
gen; 

b) Festlegung verbindlicher Nonnen für den Bau 
und die Ausrüstung der Krankentransport- 
fahrzeuge mit Mindestanforderungen für 
Größe und Einrichtung; sie soll der Verbesse- 
rung der Ersten Hilfe während des Transpor- 
tes dienen; 

c) Vereinheitlichung der Maße der Krankenwa- 
gen und der Krankentragen, damit sie in alle 
Krankenfahrzeuge passen; Gestellung von 
Austauschtragen, um ein Umbetten von Ver- 
letzten und Kranken bis zur Einlieferung zu 
vermeiden. 

4. Sicherstellung der Behandlungsbereitschaft 
der Krankenhäuser 

a) Einrichtung weiterer Schwerpunkt- und Un- 
fallkrankenhäuser, die jederzeit zur Aufnah- 


me und Behandlung bereit sind und über das 
notwendige Operationspersonal und die er- 
forderliche Zahl an Fachärzten verfügen; 

b) Schaffung eines zentralen Bettennachweises, 
der mit der o. a. zentralen Meldestelle ver- 
bunden sein sollte. 

Die Organisation des Unfallrettungsdienstes un- 
tersteht ausschließlich den Bundesländern und ist 
im einzelnen sehr unterschiedlich. Trotz der aus 
der historischen Entwicklung und dem födera- 
listischen Staatsaufbau sich ergebenden Verschie- 
denheiten in der Organisation kann der Kran- 
kentransport- und Unfallrettungsdienst, den Po- 
lizei und Feuerwehr, freiwillige Hilfsorganisatio- 
nen und im geringeren Umfang auch Privatunter- 
nehmen durchführen, im allgemeinen als zufrie- 
denstellend bezeichnet werden. 

Zu 2. 

Eine Ausbildung des Personals des Unfallrettungs- 
und Krankentransportdienstes, die insgesamt 40 
Stunden umfaßt und z. T. noch darunter liegt, muß 
nach Auffassung der Bundesregierung als unzurei- 
chend angesehen werden. Nach Ansicht maßgeben- 
der Sachverständiger sollte zumindest für die Kräf- 
te, die hauptberuflich mit dem Transport von Kran- 
ken und Unfallverletzten befaßt sind, die Ausbil- 
dung 150 bis 170 Stunden, nach Möglichkeit jedoch 
über 200 Stunden umfassen und mit einer Prüfung 
als Transportsanitäter abschließen, die in ihren An- 
forderungen etwa der des Krankenpflegehelfers 
entspricht. Die Ausbildung sollte nach Möglichkeit 
auch einen praktischen Einsatz im Krankenhaus- 
dienst, insbesondere in der Ambulanz vorsehen. Ne- 
ben dieser überwiegend theoretischen Grundaus- 
bildung kommt auch der Fortbildung erhebliche 
Bedeutung zu. 

Zu 3. 

Die Bundesregierung teilt die Meinung, daß die bis- 
her noch uneinheitliche Ausbildung der im Unfall- 
rettungs- und Krankentransportdienst Beschäftigten 
nach allgemeinverbindlichen Grundsätzen angeho- 
ben und daß damit ein anerkannter Ausbildungs- 
weg eröffnet werden sollte. Es ist auch bereits ge- 
prüft worden, in welcher Form dieser Forderung 
Rechnung getragen werden kann, ohne daß schon 
eine endgültige Lösung gefunden werden konnte. 

Der Vorschlag, ein Berufsbild als Grundlage für die 
Ausbildung dieses Personenkreises ebenso wie im 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft, des Handwerks 
und der Landwirtschaft zu schaffen und anzuerken- 
nen, begegnet der Schwierigkeit, daß es sich um kei- 
nen Lehr- oder Anlernberuf handelt, der von Ju- 
gendlichen nach der Schulentlassung zur Ausbildung 
gewählt werden kann. Die zuständigen Bundesmi- 
nisterien werden diese Frage jedoch weiterhin prü- 
fen. Auch wird untersucht werden, ob eine Verbes- 
serung des Krankentransports dadurch erreicht wer- 
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den kann, daß der Bundesminister für Verkehr von 
der ihm im § 58 Abs. 1 Nr. 2 des Personenbeförde- 
rungsgesetzes vom 21. März 1961 (Bundesgesetzbl. 
I S. 241) erteilten Ermächtigung Gebrauch macht, in 
einer Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates u. a. die Voraussetzungen für die erforder- 
liche Fachkunde und die Bereitstellung ausreichen- 
den und geschulten Personals für den Kranken- 
transport zu regeln. Bei ersten Vorarbeiten haben 
sich eine Reihe von Schwierigkeiten ergeben, die 
zunächst noch nicht ausgeräumt werden konnten. 
Vor allem ist zu berücksichtigen, daß jede ein- 
schränkende Regelung zu einer Verringerung der 
verfügbaren Kräfte und des verfügbaren Transport- 
raums führen und damit die gegenwärtige Lage ver- 
schärfen kann. Doch werden die Überlegungen, ob 
auf diesem Wege eine befriedigende Lösung des 
Problems zu erreichen ist, fortgesetzt. 

Zu 4. 

Unabhängig von der Frage, ob ein neues Berufsbild 
geschaffen werden kann, teilt die Bundesregierung 
die Ansicht, daß eine bessere Ausbildung die soziale 
Stellung dieses Personenkreises heben und damit 
einen Anreiz schaffen kann, durch den dem Mangel 
an Nachwuchskräften wirksam begegnet wird, so- 
fern die durch die bessere Ausbildung gewährte hö- 
here Leistung auch die Anhebung der Vergütung 
höher bewertet wird. Soweit letzteres nicht möglich 
ist, muß eher mit einer gegenteiligen Wirkung für 
die Gewinnung von Nachwuchskräften gerechnet 
werden. Wie in allen anderen Berufen dürfte durch 
eine gründliche Ausbildung das Selbstvertrauen und 
die Selbstsicherheit des Personals erhöht und ein 
personelles und fachliches Niveau erreicht werden, 
das der besonders großen beruflichen Verantwor- 
tung der im Unfallrettungsdienst Tätigen entspricht. 

Zu 5. 

Soweit der Unfallrettungsdienst von der Polizei oder 
den Berufsfeuerwehren wahrgenommen wird, steht 
das dort tätige Personal grundsätzlich im Beamten- 
verhältnis. Ob auch die im sonstigen Unfallret- 
tungsdienst tätigen Personen aus dem Arbeiter- in 
das Angestelltenverhältnis überführt werden soll- 
ten, kann nach Auffassung der Bundesregierung erst 
dann entschieden werden, wenn die Anforderungen, 
die an Vorbildung, Ausbildung und Tätigkeit des 
Personals gestellt werden, endgültig festgelegt sind. 
Bei einer Beurteilung dieser Frage müssen die für 
die Abgrenzung der Arbeiter- von der Angestell- 


tentätigkeit geltenden allgemeinen Grundsätze des 
Arbeitsrechts berücksichtigt werden. Je höher der 
Ausbildungsgrad des Personals ist und über die 
bisher vielfach lediglich vorhandene manuelle Fä- 
higkeit, nämlich das Führen von Krankentransport- 
fahrzeugen und die Verladung von Kranken und 
Verletzten hinausgeht, umso eher wird auch eine 
Eingliederung in das Angestelltenverhältnis in Frage 
kommen, insbesondere dann, wenn das Personal 
durch entsprechende Ausbildung in der Lage ist, bei 
schweren lebensgefährlichen Fällen wirksam einzu- 
greifen und die moderne Verbandtechnik, die 
Schockbekämpfung sowie die Verfahren der Wie- 
derbelebung und Beatmung mit Gerät hinreichend 
beherrscht. 

Abschließend darf die Bundesregierung noch einmal 
feststellen, daß sie in Zusammenarbeit mit den Län- 
dern, Gemeinden und den freiwilligen Hilfsorgani- 
sationen, die im Krankentransport- und Unfallret- 
tungsdienst eingesetzt sind, alles daran setzen wird, 
durch geeignete Maßnahmen die hohe Zahl der Un- 
falltoten, vor allem auch im Hinblick auf die ständig 
wachsende Motorisierung und die dadurch beding- 
te weitere Zunahme des Straßenverkehrs und somit 
auch der Verkehrsunfälle nach Möglichkeit zu ver- 
ringern. 

Die Bundesregierung faßt ihre Auffassung dahin 
gehend zusammen, daß für den Unfallrettungs- und 
Krankentransportdienst eine Reihe von Verbes- 
serungen notwendig und möglich ist. Dazu gehö- 
ren: 

die Einrichtung von zentralen Meldestellen, Rufsäu- 
len und weiteren Unfallmeldestellen; 

die Ausstattung der Kraftfahrzeuge mit Verband- 
kästen und die Ausrüstung der Kranken- und Un- 
falltransportwagen, der Arztwagen und der Strei- 
fenwagen der Polizei mit Arzteinsatzkoffern; der 
vermehrte Einsatz von Arzteinsatzwagen und die 
Einrichtung von Unfallbereitschaftsdiensten in 
Krankenhäusern; 

ein zentraler Bettennachweis für Unfallverletzte. 

Dazu gehört nicht zuletzt auch die moderne Ausbil- 
dung des im Krankentransport- und Unfallrettungs- 
dienst eingesetzten Personals, die, wenn sie in dem 
erforderlichen Ausmaß durchgeführt wird, zu dessen 
beruflicher Besserstellung beiträgt und seiner gros- 
sen Verantwortung bei der Behandlung der Kran- 
ken und Unfallverletzten entspricht. 


Schwarzhaupt 
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